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 An den Grossen Rat 19.5097.02   WSU/P195097  Basel, 3. Juli 2019  Regierungsratsbeschluss vom 2. Juli 2019    Motion Jo Vergeat und Konsorten betreffend «Einführung einer Klimafolgenabschätzung für klimarelevante Geschäfte im Grossen Rat» – Stellungnahme  Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 10. April 2019 die nachstehende Motion Jo Vergeat und Konsorten dem Regierungsrat zur Stellungnahme überwiesen:  «Die Diskussionen um den Klimawandel waren in den letzten Monaten auch in der Region Basel allgegenwärtig. Tausende Menschen in der ganzen Schweiz fordern schnelle und effektive Mass-nahmen zur Dekarbonisierung, um die Ziele des Pariser Abkommens zu erreichen und dem Kli-mawandel entgegen zu wirken. Das Pariser Klimaabkommen fordert eine komplette Dekarboni-sierung bis 2050, was bedeutet, dass netto Null Tonnen C02 pro Kopf ausgestossen werden dürfen. Die meisten Emissionen fallen in den Bereichen Verkehr, Landnutzung, Raumplanung, Gebäude, Industrie, Energie, Ressourcen und Abfall an. Um ein solches Ziel zu erreichen muss deshalb in allen klimarelevanten Bereichen die C02 Emission analysiert, kommuniziert und elimi-niert werden. Gerade die Parlamentarier*innen sind hier gefordert, neue Massnahmen zum Kli-maschutz anzudenken. Doch um im Parlament konkrete Massnahmen im richtigen Bereich in die Wege zu leiten, bedarf es ein transparentes Bewusstsein und somit ein Verständnis für die Kli-maschädlichkeit unserer Geschäfte. Nur wer einschätzen kann wie stark ein verabschiedetes Ge-schäft die Umwelt belastet und somit den Klimawandel antreibt, anstatt ihn einzudämmen, kann notwendige Änderungen erarbeiten und in Zukunft neue Wege und Lösungen finden.  Dementsprechend fordern die Unterzeichnenden von der Regierung, dass alle Ratschläge, Be-richte und Schreiben der Regierung, welche klimarelevante Bereiche (Energie, Gebäude, Indust-rie, Verkehr, Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft, Landnutzung, Abfall und Ressourcen, etc.) betreffen mit einer Klimafolgenabschätzung für das jeweilige Geschäft ergänzt werden. Diese soll aufzeigen, wie viel Treibhausgasemissionen durch die Verabschiedung des Geschäfts freigesetzt oder eingespart werden.  Jo Vergeat, Lea Steinle, Tonja Zürcher, Stephan Mumenthaler, Jürg Stöcklin, Danielle Kaufmann, Beatrice Messerli, Alexandra Dill, Harald Friedl, Lisa Mathys, Martina Bernasconi, Jérôme Thiriet, Beda Baumgartner, Oliver Bolliger»   Wir nehmen zu dieser Motion wie folgt Stellung: 
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1. Zur rechtlichen Zulässigkeit der Motion 
§ 42 Gesetz über die Geschäftsordnung des Grossen Rates GO vom 29. Juni 2006 (SG 152.100) bestimmt Folgendes: 1  Motionen können sich nicht auf den ausschliesslichen Zuständigkeitsbereich des Regierungs-rates oder den an ihn delegierten Rechtssetzungsbereich beziehen. 1bis In der Form einer Motion kann zudem jedes Mitglied des Grossen Rates oder eine ständige Kommission den Antrag stellen, es sei der Regierungsrat zu verpflichten, eine Massnahme zu ergreifen. Ist der Regierungsrat für die Massnahme zuständig, so trifft er diese oder unterbrei-tet dem Grosse Rat den Entwurf eines Erlasses gemäss Abs. 1, mit dem die Motion umgesetzt werden kann. 2 Unzulässig ist eine Motion, die auf den verfassungsrechtlichen Zuständigkeitsbereich des Re-gierungsrates, auf einen Einzelfallentscheid, auf einen in gesetzlich geordnetem Verfahren zu treffenden Entscheid oder einen Beschwerdeentscheid einwirken will. 3 Tritt der Rat auf die Motion ein, so gibt er dem Regierungsrat Gelegenheit, innert drei Monaten dazu Stellung zu nehmen, insbesondere zur Frage der rechtlichen Zulässigkeit des Begeh-rens.  Die Motion ist sowohl im Kompetenzbereich des Grossen Rates wie auch in demjenigen des Re-gierungsrates zulässig. Ausserhalb der verfassungsrechtlichen Kompetenzaufteilung (vgl.  § 42 Abs. 2 GO) ist der betroffene Zuständigkeitsbereich somit keine Voraussetzung der recht-lichen Zulässigkeit. Die Frage nach der Zuständigkeit ist im Rahmen der inhaltlichen Umsetzung eines Motionsanliegens aber von entscheidender Bedeutung, da sie die Art der Umsetzung vor-gibt. Es gilt, das Gewaltenteilungsprinzip zwischen Grossem Rat und Regierungsrat zu beachten, denn beide sind gestützt auf das Legalitätsprinzip an Erlasse gebunden, die die Entscheidungs-befugnisse auf die Staatsorgane aufteilen. Je nach betroffenem Kompetenzbereich richtet sich die Umsetzung entweder nach § 42 Abs. 1 GO oder nach § 42 Abs. 1bis GO. Liegt die Motion im Zuständigkeitsbereich des Grossen Rates, wird sie mit einer Verfassungs-, Gesetzes- oder Be-schlussvorlage erfüllt (§ 42 Abs. 1 GO). Eine Motion, die auf eine Materie im Kompetenzbereich des Regierungsrates zielt, wird mit einer Verordnungsänderung respektive mit einem anderen Mittel der Exekutive erfüllt (§ 42 Abs. 1bis GO), oder aber dem Grossen Rat wird ein Geset-zesentwurf vorgelegt, der die Kompetenzverteilung zugunsten des Grossen Rates verändert (§ 42 Abs. 1bis Satz 2 GO).   Mit der vorliegenden Motion wird vom Regierungsrat gefordert, dass alle Ratschläge, Berichte und Schreiben der Regierung, welche klimarelevante Bereiche (Energie, Gebäude, Industrie, Verkehr, Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft, Landnutzung, Abfall und Ressourcen, etc.) betreffen mit einer Klimafolgenabschätzung für das jeweilige Geschäft ergänzt werden. Diese soll aufzeigen, wie viel Treibhausgasemissionen durch die Verabschiedung des Geschäfts freigesetzt oder eingespart werden.  Mit der Motion wird vom Regierungsrat eine Massnahme beantragt. Für diese Massnahme – eine Klimafolgenabschätzung für die regierungsrätlichen Ratschläge, Berichte und Schreiben – ist der Regierungsrat zuständig. Er kann diese durch ein internes Reglement, durch eine Verordnung oder ein Gesetz implementieren. Zudem verlangt die Motion nicht etwas, das sich auf den verfas-sungsrechtlichen Zuständigkeitsbereich des Regierungsrates, auf einen Einzelfallentscheid, auf einen in gesetzlich geordnetem Verfahren zu treffenden Entscheid oder einen Beschwerdeent-scheid bezieht. Es spricht auch kein höherrangiges Recht wie Bundesrecht oder kantonales Ver-fassungsrecht gegen den Motionsinhalt.  Der Grosse Rat kann gemäss § 43 GO eine Frist zur Motionserfüllung festlegen, weshalb der Motionstext bereits eine solche Frist enthalten kann.    Die Motion ist aufgrund dieser Erwägungen als rechtlich zulässig anzusehen. 
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2. Inhaltliche Beurteilung der Motion 
Das kantonale Umweltschutzgesetz (USG BS) hält in §51 Abs. 2 fest: «Der Regierungsrat berich-tet in den Vorlagen an den Grossen Rat jeweils auch über die Bedeutung eines Vorhabens für die Umwelt». Diese Ausführungen zu den Umweltauswirkungen waren bis anhin eher summarisch. Eine eigentliche Klimafolgeabschätzung wurde in diesem Rahmen nicht durchgeführt.   Der Regierungsrat unterstützt das Anliegen, die Abschätzung der CO2-Emissionen eines Vorha-bens zu spezifizieren und vor allem zu systematisieren. Erste Anhaltspunkte könnte die Regulie-rungsfolgenabschätzung RFA geben, die seit einigen Jahren bei Gesetzen und Verordnungen durchgeführt werden, um die Auswirkungen der Erlasse auf Unternehmen und insbesondere auf KMU zu überprüfen. Denkbar ist auch eine Prüfung durch eine zentrale Stelle analog der Vorprü-fung von Vorlagen auf deren finanzielle Auswirkungen. Gemäss §8 Gesetz über den kantonalen Finanzhaushalt überprüft das Finanzdepartement die Vorlagen für Verfassungsänderungen, Ge-setze, Beschlüsse und Verträge vor der Beschlussfassung durch den Regierungsrat oder den Grossen Rat auf ihre finanzielle und wirtschaftliche Tragweite.   Damit die möglichen Klimafolgeabschätzungen für die in der Motion genannten Themen Energie, Gebäude, Industrie, Verkehr, Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft, Landnutzung, Abfall und Ressourcen usw. verständlich sind und als Entscheidungsgrundlage genutzt werden können, sind vertiefte Abklärungen nötig, die allenfalls auch zusätzliche Ressourcen erforderlich machen. Ge-mäss erster Einschätzung durch den Regierungsrat sollten die Klimafolgeabschätzungen für grössere Vorhaben reserviert sein, welche der Grosse Rat zu beschliessen hat (Ratschläge). Was vermieden werden muss, ist ein unverhältnismässiger zusätzlicher Verwaltungsaufwand und unnötige Verlängerungen von Entscheidverfahren, ohne klaren Erkenntnisgewinn für die Ent-scheidfindung. Zudem sollte die Vermeidung von CO2-Emissionen nicht das alleinige Kriterium bei der Entscheidfindung sein. Wichtige Kriterien wie Luftverschmutzung oder andere Umweltrisi-ken, Kosten usw. müssten ebenfalls berücksichtigt werden können.  Der Regierungsrat ist bereit, das Anliegen zu prüfen und einen entsprechenden Vorschlag aus-zuarbeiten. In diesem Zusammenhang will er auch abklären, ob gegebenenfalls §51 Abs. 2 USG BS angepasst werden soll. 

3. Antrag 
Aufgrund dieser Stellungnahme beantragen wir, die Motion Jo Vergeat und Konsorten betreffend «Einführung einer Klimafolgenabschätzung für klimarelevante Geschäfte im Grossen Rat» dem Regierungsrat als Anzug zu überweisen.   Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

   Elisabeth Ackermann Präsidentin Barbara Schüpbach-Guggenbühl Staatsschreiberin  


